Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/572 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Erpenbeck, Mick, Geisenhofer, 
Lücke (Bensberg), Dr. Müller-Hermann und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wohnungsbaupolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der soziale 
Wohnungsbau nach der letzten Erhöhung des Diskont- 
satzes und der zwangsläufig sich ergebenden Erhöhung des 
Kapitalmarktzinses noch in dem notwendigen Umfange 
fortgeführt werden kann? 

2. Liegt der Bundesregierung Material darüber vor, wie hoch 
der Kapitalmarktzins zur Zeit bei Neubauten im Woh- 
nungsbau ist und inwieweit bereits Auswirkungen auf den 
Wohnungsbau festgestellt werden können? 

3. Wie hoch sind die Baupreissteigerungen während des letz- 
ten Jahres und mit welchen weiteren Baupreissteigerungen 
rechnet die Bundesregierung für die nächsten zwölf 
Monate? Wie wirkt sich die Diskonterhöhung insbeson- 
dere auf den Bauüberhang von 700 000 Wohnungen aus? 

4. Wie hoch war die Steigerung der Geldbeschaffungskosten 
und der Finanzierungskosten während der Bauzeit nach 
den Statistiken der Gesamtbaukosten und der einzelnen 
Kostenfaktoren im öffentlich geförderten Wohnungsbau in 
den letzten vier Jahren und wie wird sie heute beurteilt? 

5. Hält die Bundesregierung die Auffassung, die der Bundes- 
minister für Städtebau und Wohnungswesen in der kon- 
junkturpolitischen Plenardebatte am 13. März 1970 vertrat, 
aufrecht, daß die Erhöhung des Diskontsatzes keinen Ein- 
fluß auf die Mieten und Lasten haben werde? 

6. Welche Mieterhöhungen haben sich innerhalb des letzten 
Jahres für den Wohnungsbau, insbesondere den sozialen 
Wohnungsbau, durchschnittlich ergeben? 
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7. Können die Feststellungen der meist Sozialwohnungen 
verwaltenden gemeinnützigen Wohnungsunternehmen für 
drei Millionen Wohnungen im Jahre 1967, wonach 56,7% 
der Mietsteigerungen auf Gebührenmehrbelastungen zu- 
rückzuführen waren, als repräsentativ für die Haupt- 
ursache der Mietsteigerungen im Bereich der Sozialwoh- 
nungen angesehen werden? Wenn ja, trifft dies auch 
gegenwärtig noch zu? 

8. Welche Maßnahmen, insbesondere finanzieller Art, gedenkt 
die Bundesregierung zu treffen, um die Mieten trotz der 
Erhöhung der Baupreise und des Kapitalmarktzinses in 
einem Rahmen zu halten, der für die breiten Schichten der 
Bevölkerung tragbar ist? 

9. Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung 
hieraus bei der angekündigten Novellierung des Wohngeld- 
gesetzes und des Zweiten Wohnungsbaugesetzes zu 
ziehen? 

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, an der durch das Zweite 
Wohnungsbaugesetz verstärkten Förderung der Eigentums- 
maßnahmen im sozialen Wohnungsbau festzuhalten? 

Wie hoch war der Anteil der Eigentumsmaßnahmen am 
gesamten Wohnungsbau und am sozialen Wohnungsbau 
im letzten Jahr? 


Bonn, den 25. März 1970 


Erpenbeck 

Mick 

Geisenhofer 
Lücke (Bensberg) 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Drudtsadie VI/572 


Begründung 

Durch die Erhöhung des Diskontsatzes auf 7 1 /2°/o und die außer- 
ordentlich hohen Baukostensteigerungen innerhalb weniger 
Monate ist die gesamte Wohnungs Wirtschaft in eine mehr als 
schwierige Situation geraten. Die Baukosten haben sich inner- 
halb von fünf Monaten unterschiedlich um 20 bis 30 °/o und zum 
Teil noch darüber erhöht. Die Frage nach der künftigen Wohn- 
bautätigkeit, vor allem auch im sozialen Wohnungsbau zur 
Versorgung der einkommensschwächeren Bevölkerung muß da- 
her mit großer Sorge gestellt werden. Hinzu kommt die Aus- 
wirkung der Diskontsatzerhöhung und der damit zusammen- 
hängenden Verteuerung der Althypotheken auf die Mieten 
bereits fertiggestellter Wohnungen. Neben den sonstigen Fak- 
toren von Mietsteigerungen fällt eine Verteuerung der Kredit- 
mittel besonders ins Gewicht. Die Ausführungen des Bundes- 
ministers für Städtebau und Wohnungswesen in der Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages am 13. März 1970 zu den 
Auswirkungen der Diskonterhöhung auf die Bauwirtschaft und 
das Mietpreis-Niveau waren unzureichend und nach Ansicht der 
Fraktion der CDU/CSU nicht überzeugend. Die Fraktion erwar- 
tet von der Bundesregierung eine klare Stellungnahme zur der- 
zeitigen Situation im Wohnungsbau und eine Darlegung der 
von ihr in Aussicht genommenen wohnungspolitischen Maß- 
nahmen, 
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